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Von: bauernbund@t-online.de
Gesendet: Freitag, 14. Mai 2021 20:55
An: bauernbund@t-online.de
Cc:
Betreff: Freitags - Brief 14.05.2021: Ökoregelungen
Anlagen: ArtikelSchönberger.pdf

Liebe Mitglieder, 

da einige von Ihnen den Artikel aus topagrar nicht vollständig lesen konnten, (mail vom 12.05.2021) habe ich ihn 
nochmal als pdf – Format angefügt (ab Seite 3). 

Letzten Dienstag fand auf Einladung des Bundesministeriums ein erster Austausch zu den geplanten Öko‐
Regelungen im Rahmen der Umsetzung der GAP statt. 
Eine ordentliche Verbändebeteiligung folgt noch, wenn die Durchführungsverordnungen stehen. 

Momentan steht über die Höhe der Gelder, evt. Begrenzungen, Obergrenzen je Betrieb, regionale Prämien noch gar 
nichts fest. Abzuwarten ist auch noch das Ende der Trilogverhandlungen auf EU‐Ebene Ende Mai. 

Ich habe Ihnen im folgenden mal ein paar aus meiner Sicht wichtige/wesentliche Punkte zusammengefasst,  

Öko – Regelungen (Quelle: BMEL, DJV) 

Definition: 

• Zentrales Element der neuen grünen Architektur der GAP, bisher: Agrarumwelt‐und Klimamaßnahmen nur
im ELER

• freiwillig für Landwirte
• Für Öko‐Regelungen werden 25 Prozent der 1. Säule vorbehalten (derzeit vrsl. 1,1 Mrd. Euro jährlich)
• Soll zu mehr Umwelt‐, Natur‐ und Klimaschutzleistungen in der 1. Säule führen.

Auswahlkriterien: 

• bundesweit flächendeckend gleich ausgestaltete Angebote
• Umweltnutzen soll bereits bei einjähriger Anwendung hoch sein
• soll hohe Wirksamkeit für Biodiversität, Boden‐, Gewässer‐ und Klimaschutz bereitstellen
• einfache Anwendbarkeit, geringe Fehleranfälligkeit
• Gesetz enthält Mindestangebot, Liste kann durch Rechtsverordnung erweitert werden.

Vorschläge/Beispiele: 

1. Erweiterung des Umfangs der nichtproduktiven Flächen über den Anteil des GLÖZ 9 auf Ackerland und
Dauerkulturflächen

2. Anlage von Blühflächen und –streifen auf Ackerland und Dauerkulturflächen (Zwischenzeilen‐/
Randbegrünung)

3. Beibehaltung agroforstlicher Bewirtschaftung
4. Anbau vielfältiger Kulturen im Ackerbau (einsch. 10 % Leguminosen)
5. Extensivierung Dauergrünland
6. Altgrasstreifen oder ‐flächen auf Dauergrünland
7. Kennartenorientierte Grünlandbewirtschaftung
8. Bestimmte Landbewirtschaftungsmethoden in Natura 2000‐Gebieten
9. Verzicht auf Pflanzenschutzmittel auf Acker‐ und Dauerkulturflächen
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Konfliktpunkte: 
 

– Diskussionsbedarf über die Details (Obergrenzen, Höhe der Zahlung, Kombination von 
Maßnahmen?) erforderlich 

– Schnittstellen/Überschneidungen mit derzeitigen AUKM ‐Maßnahmen aus der zweiten Säule  
– einfache Beantragung/ mehrjähriger Nutzen 
– Verlässlichkeit in der Umsetzung: Maßnahmen, die im Antragsverfahren beantragt wurden, müssen 

auch bezahlt werden! 
– Naturschützer befürchten Mitnahmeeffekte, z.B. bei Bewirtschaftung in Natura 2000 – Gebieten 
– Welche Maßnahmen für Öko‐Betriebe? 

 
Zeitplan: 
 
 21.05.2021          1. Lesung der Gesetze im Bundestag (vorher im Ausschuss) 
 10./11.06.           2. und 3. Lesung 
 25.06.2021          letzter möglicher Termin Bundesrat 
 01.01.2022          Vorlage nat. GAP‐Strategieplan bei EU‐KOM 
 Gleichzeitig läuft Trilog zwischen EU‐Parlament, Agrarrat und EU‐KOM 

 
Wir werden Sie weiterhin auf dem laufenden halten! 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Annekatrin Valverde 
 
Deutscher Bauernbund e.V. 
Adelheidstr. 1 
06484 Quedlinburg 
 
Tel: 03946‐70 89 06 
Fax: 03946‐70 89 07 
e‐mail: bauernbund@t‐online.de 
www.bauernbund.de 
 
 
 
 
 



Aus topagrar: Kommentar 

Prof. Schönberger: "Reduzierung von Pflanzenschutzmitteln hat klare Grenzen" 

Pflanzenschutzmittel werden nur zugelassen, wenn sie die Umwelt nicht schädigen. Umso 

unverständlicher ist es für Fachleute, dass die EU-Kommission die Mittel schlecht redet und 

reduzieren will. 

08.05.2021von Matthias Bröker ; ad 

 

 

Prof. Dr. Hansgeorg Schönberger (Bildquelle: Tastowe/privat) 

Ein Kommentar von Prof. Dr. Hansgeorg Schönberger. Er gründete 1986 das private 

Beratungsunternehmen N.U. Agrar GmbH. Als Dozent und Berater ist er europaweit tätig. 

Was Pflanzenschutz können soll und was nicht, ist klar definiert. So beschreibt der Nachhaltige 

Aktionsplan Pflanzenschutz (NAP) den Integrierten Pflanzenschutz folgendermaßen: 

„Aufgabe des modernen Pflanzenschutzes ist, Schäden an Nutzpflanzen und die Belastung des 

Erntegutes durch Schaderreger, Unkräuter oder andere Einflussfaktoren zu verhindern oder zu 

mindern. Die dafür eingesetzten Verfahren dürfen jedoch kein Risiko für Mensch, Tier und Umwelt 

darstellen. Vielmehr sollen sie natürliche Regelmechanismen der Agrarökosysteme erhalten.“ 

Das europäische und das deutsche Pflanzenschutzrecht gewährleisten, dass nur Pflanzenschutzmittel 

in Verkehr gebracht werden, die auf ihre Umweltauswirkungen geprüft wurden. Die Umweltprüfung 

in Deutschland erfolgt im Rahmen des Zulassungsverfahrens durch das Umweltbundesamt. 

Trotzdem heißt es in einer Mitteilung der EU-Kommission hinsichtlich der Farm-to-Fork-Strategie im 

Mai 2020: „Der Einsatz von Pestiziden in der Landwirtschaft führt zur Verschmutzung von Böden, 

Gewässern und der Luft.“ Die Kommission wird – so wörtlich – weitere Maßnahmen ergreifen, um bis 

2030 den Einsatz von und das Risiko durch chemische Pestizide insgesamt um 50 % und den Einsatz 

von Pestiziden mit höherem Risiko ebenfalls um 50 % zu verringern. 

 

 



Schlag ins Gesicht der Behörden 

Das Papier der EU vom 20.05.2020 ist ein Schlag ins Gesicht der Zulassungsbehörden. Denn haben 

diese ihre Aufgaben ernst genommen, ist eine Belastung der Umwelt mit schädigenden 

Pflanzenschutzmitteln bei sachgemäßer Anwendung nicht zu erwarten. Dann ist das EU-Papier reiner 

Populismus und eine Verbeugung vor den NGO (Nichtregierungsorganisationen) und deren 

Meinungsmache. 

Bei dem Ziel der EU bleiben obendrein viele wichtige Fragen offen: Wie soll die Forderung nach einer 

Halbierung der Pflanzenschutzmittel erfüllt werden? Durch Halbierung der Aufwandmengen oder 

durch weniger häufige Anwendungen? Auf welche Ausgangsdaten bezieht sich die Forderung? 

Generell ist auch Folgendes zu bedenken: Jeder Eingriff in einen Organismus hat Nebenwirkungen, 

die mehr oder weniger häufig und stark auftreten. Ein aktuelles Beispiel dazu sind die Impfungen 

gegen COVID-19. Greifen wir in diesem Zusammenhang den Gedankengang des EU-Papiers auf, 

müssten wir die Impfdosis halbieren, um die Nebenwirkungen zu reduzieren. 

Im Umkehrschluss hieße das für den Pflanzenschutz: Wenn eine Halbierung der Mengen möglich 

wäre, ohne dass Einbußen an Ertrag und Qualität zu erwarten sind, haben die Landwirte bislang viel 

zu viel gespritzt. 

Gegen diese Theorie spricht allerdings, dass die maximalen Aufwandmengen durch die 

Zulassungsbehörden festgelegt werden. Zudem neigen die Landwirte von sich aus schon dazu, die 

Mengen abhängig von der Situation zu reduzieren. Der Spielraum für Mittelreduktionen ist geringIn 

der Praxis ist der Spielraum für eine weitere Reduktion daher gering – das gilt insbesondere bei 

Insektiziden und Herbiziden. 

Der Aufwand an Herbiziden kann eingeschränkt werden, wenn der Unkrautbesatz innerhalb des 

Schlages lokalisiert werden kann und man dort eine Teilflächenbehandlung durchführt. Allerdings ist 

dabei zu vermeiden, dass die Samenbank im Boden immer mehr aufgefüllt wird. Durch mechanische 

Verfahren der Unkrautbekämpfung bleibt immer noch ein Restbesatz an Unkräutern und -gräsern 

übrig, der das Samenpotenzial im Boden ansteigen lässt. 

Und übrigens: Die von der EU propagierte mechanische Unkrautkontrolle hat auch Nachteile, z. B. 

hinsichtlich einer höheren CO2-Emission im Vergleich zum Herbizideinsatz oder der Störung von 

Bodenbrütern. 

Die Anwendung von Fungiziden lässt sich durch Fruchtfolgegestaltung, intensivere Bodenbearbeitung 

und Sortenwahl reduzieren. Das erfordert aber eine exakte Terminierung und damit die intensive 

Beobachtung der Entwicklung von Krankheiten. Eine Differenzierung der Aufwandmengen innerhalb 

eines Schlages ist möglich, sofern kurativ wirkende Mittel zur Verfügung stehen. 

Leben auf Kosten anderer 

Aber: Wenn der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln doch mit unerträglichen Nebenwirkungen 

verbunden ist – wie es in der Farm-to-Fork-Strategie der EU steht – dann müssen 

Pflanzenschutzmittel konsequenterweise ganz abgeschafft werden. Das gilt dann auch für die Bio-

Produktion: Wenn diese richtig ist, müssen 100 % der Betriebe auf Bio umstellen – und nicht nur 

25 %, wie die EU ankündigt. 

Warum fordert aber keiner den Totalverzicht auf Pflanzenschutzmittel oder gleich 100 % 

ökologischen Anbau? Die Antwort: Weil wir damit unsere Bevölkerung nicht satt bekommen. Zudem 

würde unsere Wirtschaft den Bach runtergehen, da wieder mehr Menschen in der Landwirtschaft 

arbeiten müssen, um Unkräuter zu jäten und Schädlinge abzusammeln. 



In der Konsequenz werden wir dann 40 % unserer Nahrungsmittel auf dem Weltmarkt kaufen. Da 

aber die weltweit zur Verfügung stehende Fläche begrenzt ist, muss die Produktion in Drittländer 

unter den dort wesentlich empfindlicheren ökologischen Bedingungen intensiviert werden. Das 

nennt man Ökoimperialismus: „Heile Welt zu Hause zulasten anderer.“ Die Frage ist: Wollen wir das 

wirklich? 
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